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1. GRUNDLAGEN

Die vorliegende Eignerstrategie wird von der Regierung gestützt auf Art. 16 des 

Gesetzes vom 19. November 2009 über die Steuerung und Überwachung öffentli­

cher Unternehmen (ÖUSG) erlassen und Art. 46 Abs. 2 Bst. f des Gesetzes vom 23. 

Oktober 2003 über den Liechtensteinischen Rundfunk, festgelegt.

Das Land Liechtenstein ist einhundertprozentige Eigentümerin des Liechtensteini­

schen Rundfunks (LRF). Die Eignerinteressen des Landes werden durch die Regie­

rung wahrgenommen. Dabei berücksichtigt sie die unternehmerische Autonomie 

des LRF und anerkennt in ihrer Eigenschaft als Eignervertreterin die Entschei­

dungsfreiheit des Verwaltungsrates in Bezug auf Geschäftsstrategie und -politik.

Die Wahrnehmung der Eignerinteressen ist von den regulatorischen Aufgaben in­

stitutionell getrennt.

Neben der Festlegung und Änderung der Eignerstrategie nimmt die Regierung ihre 

Rechte und Pflichten als Eignervertreterin im Rahmen von Art. 46 des Gesetzes 

über den Liechtensteinischen Rundfunk wahr, insbesondere durch:

• die Wahl des Präsidenten und der weiteren Mitglieder des Verwaltungs­

rates;

• die Genehmigung der Statuten;

• die Genehmigung des Voranschlages, der Jahresrechnung und des Jah­

resberichtes sowie die Entlastung des Verwaltungsrates;

• die Wahl der Revisionsstelle;

• die Antragstellung nach Art. 43 LRFG („Beschwerden und Anträge");

• die Wahrnehmung weiterer ihr zugewiesener Aufgaben;

• die Kenntnisnahme von Reglementen, welche der Verwaltungsrat auf­

grund gesetzlicher Bestimmungen zu erlassen hat.
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2. ZWECK DER EIGNERSTRATEGIE

Die Eignerstrategie gibt klare Leitplanken zur Festlegung der Unternehmensstra­

tegie vor. Innerhalb dieser Leitplanken legt der Verwaltungsrat insbesondere Vi­

sion, Leitbild und Strategie des Unternehmens fest.

Die Regierung verpflichtet sich, von den Vorgaben in der Eignerstrategie nur nach 

sorgfältiger Prüfung, bei entsprechender Notwendigkeit und nach Rücksprache 

mit dem Verwaltungsrat abzuweichen.

Die Vorgaben in der Eignerstrategie sind vom Verwaltungsrat und von der Ge­

schäftsleitung bei ihrer Tätigkeit zu beachten.

Die Eignerstrategie soll sowohl für die Mitarbeitenden des Unternehmens als auch 

für die Anspruchsgruppen des Unternehmens Sicherheit in Bezug auf die unter­

nehmerische Ausrichtung bieten.

3. ZIELE DER REGIERUNG

3.1 Politische Ziele

Der LRF gewährleistet mindestens ein landesweit empfangbares Radioprogramm 

unter dem Namen „Radio Liechtenstein". Der LRF versorgt die Hörer und Hörerin­

nen mit einem lokalen und regionalen Programm unter besonderer Berücksichti­

gung von Inhalten mit Bezug zu Liechtenstein. Dabei wird die Einhaltung des 

Grundsatzes der Meinungsfreiheit, Objektivität und Unparteilichkeit der Bericht­

erstattung sowie die Meinungsvielfalt und Ausgewogenheit der Programme unter 

Berücksichtigung aller gesellschaftspolitischen Bereiche sowie die Unabhängigkeit 

von Personen und Organen des LRF gewährleistet. Darüber hinaus bietet der LRF 

Online-Angebote an, die das Radioprogramm ergänzen und vertiefen.

Die Regierung achtet jederzeit die journalistische Freiheit und Unabhängigkeit des 

LRF. Im Krisen- und Katastrophenfall stellt der LRF die notwendige und 
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zweckdienliche Sendezeit kostenlos zur Verfügung und kooperiert diesbezüglich 

eng mit der öffentlichen Verwaltung, insbesondere dem Amt für Bevölkerungs­

schutz.

Der LRF informiert die Regierung frühzeitig über zukünftige Entwicklungen im Me­

dienbereich, insbesondere in technischer, gesellschaftlicher und ökonomischer 

Hinsicht.

3.2 Unternehmerische Ziele

Die Regierung erwartet, dass der LRF als selbstständiges Unternehmen kunden- 

und bedarfsorientiert, betriebswirtschaftlich und wettbewerbsfähig geführt wird.

Der LRF deckt den öffentlich-rechtlichen Versorgungsauftrag ab und positioniert 

sich als führendes Medium aus der Region und für die Region mit Fokus Liechten­

stein.

Die unmittelbar umliegenden Regionen können zur Sicherstellung und allfällig wei­

teren Steigerung der Eigenwirtschaftlichkeit ebenfalls ergänzend abgedeckt wer­

den. Dazu werden Informationen zu allen gesellschaftspolitischen Themen im lo­

kalen, regionalen und überregionalen Bereich sowie internationale Nachrichten 

und Beiträge, Unterhaltung und ein mehrheitsfähiges Musikprogramm angebo­

ten. Die Reichweite, vor allem im Kerngebiet Liechtenstein, soll weiter gesteigert 

bzw. auf hohem Niveau gehalten werden.

Im Kerngeschäft setzt der LRF neben dem Radioprogramm verstärkt auf die digi­

talen Medienangebote. Diese Angebote müssen zum Auftrag und zur Positionie­

rung des LRF passen bzw. das Medium Radio und den damit verbundenen Grund­

auftrag ergänzen, vertiefen und stärken.

Der LRF kann zur Erreichung der Ziele auch Kooperationen eingehen. Er kann mit 

anderen Medien, insbesondere Rundfunkgesellschaften, unter anderem in den 

Bereichen Technik, Verbreitung, Programmausweitung und neue Programme, 
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Redaktion, Onlinedienste, Produktionen und Radiowerbung Zusammenarbeiten. 

Die journalistische Unabhängigkeit des LRF und seinen Mitarbeitenden muss je­

doch gewährleistet bleiben.

3.3 Wirtschaftliche Ziele

Der LRF strebt eine angemessene Eigenwirtschaftlichkeit an. Dazu schöpft er das 

bestehende Kundenportfolio im lokalen und regionalen Verbreitungsgebiet opti­

mal aus und akquiriert neue Kunden und Kundinnen, um so weitere Werbeeinnah­

men im Sendegebiet zu generieren.

Der LRF geht mit seinen zur Verfügung stehenden Mitteln kostenbewusst um und 

richtet seine Leistungen mit erster Priorität auf den Markt Liechtenstein und in 

zweiter Priorität zur Steigerung der Eigenwirtschaftlichkeit auf die unmittelbar 

umliegenden Regionen aus.

3.4 Ethische, soziale und ökologische Ziele

Die Regierung erwartet, dass sich der LRF bei der Unternehmensführung an den 

Nachhaltigkeitszielen der UNO (sog. SDG) orientiert und diese im Rahmen ihrer 

Möglichkeiten umsetzt. Die für das Unternehmen massgeblichen Nachhaltigkeits­

ziele sind in der Unternehmensstrategie abzubilden. Die Auswirkungen der ge­

schäftlichen Tätigkeiten sind in Bezug auf die Nachhaltigkeitsziele kontinuierlich 

zu analysieren und darzulegen. Über die Erreichung dieser Ziele ist im Rahmen des 

Jahresberichtes jährlich Auskunft zu geben.

Die Organe des LRF haben bei der Festlegung und Umsetzung der Unternehmens­

strategie die ethische und soziale Verantwortung gegenüber den Mitarbeitenden, 

den Geschäftspartnern, den Kunden und Kundinnen sowie der Gesellschaft Liech­

tensteins wahrzunehmen. Dies betrifft insbesondere:

Sicherstellung der Gleichstellung von Mann und Frau;
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• Förderung der Gesundheit sowie der physischen und psychischen Unver­

sehrtheit der Mitarbeitenden;

• Sicherstellung der Arbeitssicherheit der Mitarbeitenden;

• Etablierung und Sicherung der Position als attraktiver, regionaler Arbeitge­

ber;

• kontinuierliche Förderung und Weiterbildung der Mitarbeitenden;

• Förderung der Mitarbeitendenzufriedenheit.

Mit Bezug auf die Klimastrategie 2050 erwartet die Regierung die Festlegung von 

ambitionierten Klimazielen. Die Klimaneutralität (Scope 1, 2 und 3 gemäss GHG- 

Protocol bzw. Treibhausgasprotokoll) ist bis spätestens 2040 zu erreichen. Daher 

hat der Verwaltungsrat im Rahmen der Unternehmensstrategie entsprechende 

Massnahmen festzulegen.

Der LRF hat im Rahmen ihrer Möglichkeiten die Förderung der Biodiversität zu un­

terstützen. Die Regierung erwartet, dass die Vergabe von Aufträgen unter Berück­

sichtigung der gesetzlichen Rahmenbedingungen (öffentliches Auftragswesen) so­

weit möglich an die einheimische Wirtschaft erfolgt und an ökologische Kriterien 

geknüpft wird.

4. VORGABEN DER REGIERUNG ZUR UMSETZUNG DER ZIELE

4.1 Vorgaben zur Geschäftstätigkeit

Die Organe des LRF stellen eine effektive, effiziente und konsumentenorientierte 

Durchführung des gesetzlichen Auftrages sicher. Sie haben zudem dafür zu sorgen, 

dass der öffentlich-rechtliche Auftrag nach Massgabe des Gesetzes über den 

„Liechtensteinischen Rundfunk" (LRFG) sowie dieser Eignerstrategie erfüllt wird.
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Die Liechtensteinischen Kraftwerke (LKW) planen und erstellen ein landesweites 

Rundfunknetz für UKW und DAB+. Nach der Fertigstellung des Netzes wird dieses 

durch die LKW betrieben. Sobald das landesweite, inländische UKW und DAB+ 

Netz verfügbar ist, hat der LRF dieses zur Verbreitung seiner Rundfunkprogramme 

gegen Entgelt zu nutzen. Für die vom LRF veranstalteten und verbreiteten Pro­

gramme gelten insbesondere die Grundsätze der Qualität, Unabhängigkeit und 

Objektivität und dienen der freien, individuellen und öffentlichen Meinungsbil­

dung. Sämtliche Angebote sind soweit möglich barrierefrei zu gestalten.

Der LRF verfügt über ein Redaktionsstatut, welches die Unabhängigkeit, Eigenver­

antwortlichkeit und Freiheit der journalistischen Mitarbeitenden bei ihrer redak­

tionellen Arbeit sicherstellt. Der LRF veröffentlicht das Redaktionsstatut in geeig­

neter Weise.

Der LRF hat seine Radioprogramme und Onlinedienste kostenlos und frei zugäng­

lich anzubieten. In Onlineangeboten können branchenübliche zusätzliche Werbe­

massnahmen realisiert werden.

4.2 Vorgaben zu den Finanzen

Der LRF finanziert seine Ausgaben durch einen jährlichen Landesbeitrag, Werbe­

einnahmen sowie allfällige weitere Einnahmen. Der LRF hat dabei eine angemes­

sene Eigenwirtschaftlichkeit anzustreben.

Die Beiträge des Landes bestehen aus dem Landesbeitrag, welcher einen ordentli­

chen Investitionskostenbeitrag enthält und einem allfälligen ausserordentlichen 

Investitionskostenbeitrag. Grundlage für die Ermittlung des Landesbeitrages und 

eines allfälligen ausserordentlichen Investitionskostenbeitrags ist ein vom LRF vor­

zulegender, mit dem zuständigen Ministerium abzustimmender Finanzplan über 4 

Jahre, der alle wesentlichen Einnahmen, Ausgaben, Investitionen und Desinvesti­

tionen in einem ausreichenden Detaillierungsgrad abdeckt. Die wesentlichen Po­

sitionen des Finanzplans sind mit entsprechenden Erläuterungen zu versehen.
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Der Landesbeitrag wird durch die Regierung jährlich im Rahmen des Landesvoran­

schlages festgelegt und durch den Landtag genehmigt. Die Auszahlung an den LRF 

erfolgt auf Antrag des Verwaltungsrates per Jahresbeginn. Der LRF darf den Lan­

desbeitrag nutzen, um Reserven für Investitionen anzulegen sowie Schwankungen 

bei den Werbeeinnahmen auszugleichen.

Ein allfälliger ausserordentlicher Investitionskostenbeitrag gemäss Art. 38 Abs. 2 

LRFG ist vom Verwaltungsrat jährlich bei der Regierung im Rahmen der Erarbei­

tung des Landesvoranschlags zu beantragen, sofern der LRF die Investitionen nicht 

mit eigenem Kapital zu finanzieren in der Lage ist. Investitionen sind so auszurich­

ten, dass die Zielvorgaben gemäss Eignerstrategie erreicht werden können.

Die im Gesetz vorgesehene Globalkreditvereinbarung enthält Einzelheiten hin­

sichtlich des Landesbeitrags, insbesondere zur Gewinn- und Verlustverwendung. 

Die Globalkreditvereinbarung enthält zudem Regelungen zu den ordentlichen und 

ausserordentlichen Investitionskostenbeiträgen des Landes.

Die Eigenkapitalquote des LRF soll mindestens 50 Prozent betragen. Bei vertraglich 

einzugehenden Verpflichtungen, die von erheblicher Bedeutung sind, ist die Re­

gierung vorgängig zu informieren.

4.3 Vorgaben zum Risikomanagement

Der LRF betreibt ein angemessenes und umfassendes Risikomanagement. Als Be­

standteil des Risikomanagements ist ein internes Kontrollsystem (IKS) zu betrei­

ben.

Der LRF hat seine IT-Systeme und Informationen vor digitalen Angriffen durch die 

Implementierung angemessener Cyber-Sicherheitsstandards und entsprechender 

Sensibilisierung der Mitarbeitenden zu schützen.



11

4.4 Vorgaben zur Organisation

Der LRF hat seine Organisation so zu wählen, dass die Versorgung der Bevölkerung 

mit Radioprogrammen, die auf verschiedenen Kanälen ausgestrahlt werden kön­

nen, und allfälligen weiteren Angeboten effizient wahrgenommen werden kann.

Das Unternehmen muss über eine klare und auf Kontinuität ausgelegte Organisa­

tionsstruktur verfügen. Die Leistung und Kompetenz der Mitarbeitenden und des 

Kaders sind zu fördern sowie die Stabilität im Mitarbeitendenstamm und die Iden­

tifikation mit dem Unternehmen zu unterstützen.

Das Unternehmen betreibt eine Nachwuchsförderung sowohl in Bezug auf Kom­

petenzen als auch Führungsverantwortung. Der LRF hat eine engagierte und zeit­

gemässe Volontärsausbildung zu betreiben.

Die Organisation ist so zu gestalten, dass jederzeit ausreichend Fachwissen vor­

handen ist, um im Krisen- und Katastrophenfall die Öffentlichkeit zweckdienlich 

informieren und den Betrieb eines Radios sicherstellen zu können. Dies gilt insbe­

sondere für die Zusammenarbeit mit dem Amt für Bevölkerungsschutz (Einsatz­

plan und Notfallstudio in Vaduz).

Bezüglich der Wahl und Abberufung der/des Vorsitzenden der Geschäftsleitung 

legt der Verwaltungsrat das Vorgehen, insbesondere die öffentliche Ausschrei­

bung sowie den Auswahlprozess, in Absprache mit dem zuständigen Ministerium 

fest.

4.5 Vorgaben zur Kommunikation

Der LRF berücksichtigt bei der Kommunikation im eigenen Namen nach aussen die 

Tatsache, dass er ein öffentliches Unternehmen des Landes Liechtenstein darstellt 

und damit auch die Interessen der Regierung als Eignervertreterin wahrzunehmen 
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hat. Die Kommunikation darf den Gesamtinteressen des Landes Liechtenstein 

nicht zuwiderlaufen.

4.6 Übrige Vorgaben der Regierung

Die Protokolle des Verwaltungsrates sind unaufgefordert dem zuständigen Regie­

rungsmitglied zuzustellen.

Der Verwaltungsrat hat das zuständige Regierungsmitglied über wesentliche Ent­

wicklungen und Vorkommnisse zu informieren. Zudem hat mindestens vierteljähr­

lich ein Informationsaustausch zwischen dem zuständigen Regierungsmitglied, 

dem Verwaltungsrat und der Geschäftsleitung, insbesondere über die strategische 

Ausrichtung des LRF, stattzufinden.

Der Verwaltungsrat hat die Umsetzung der Eignerstrategie halbjährlich im Rah­

men des Beteiligungscontrollings der Regierung darzulegen.

5. SCHLUSSBESTIMMUNGEN

5.1 Abweichungen und Ausnahmen

Von der vorliegenden Eignerstrategie darf nur in begründeten Fällen und bei ent­

sprechender Notwendigkeit abgewichen werden. Wünscht der Verwaltungsrat 

eine Abweichung, so ist die schriftliche Zustimmung der Regierung einzuholen.

5.2 Änderungen und Ergänzungen

Die Eignerstrategie ist von der Regierung alle vier Jahre auf Vollständigkeit und 

Aktualität zu überprüfen.

Ist dem Verwaltungsrat eine Bestimmung der Eignerstrategie unklar oder hält er 

eine Vorgabe für nicht umsetzbar, so hat er der Regierung entsprechende Ände­

rungen oder Ergänzungen unaufgefordert vorzuschlagen.
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5.3 Inkrafttreten

Die vorliegende Eignerstrategie wurde von der Regierung am 30. Januar 2024 er­

lassen und dem Verwaltungsrat des LRF zur Kenntnisnahme und sofortigen Um­

setzung abgegeben.

Vaduz, 30. Januar 2024 
LNR 2023-1585

REGIERUNG DES FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN

Sabine Monauni
Regierungschef-Stellvertreterin


